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ANTRAG 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 

vom 02.09.2025 

 
 
An den  
Vorsitzenden des Kreistages Offenbach 
Kreistagsbüro 
 
im Hause 
 
 
 
 

Prüfung des Abschlusses von Rahmenvereinbarungen im Schulbau 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreisausschuss wird beauftragt zu prüfen, ob und in welcher Form für den Bau und die Erweiterung 
von Schulgebäuden Rahmenvereinbarungen im Bereich Holzmodulbauweise abgeschlossen werden 
können. Das Ergebnis der Prüfung soll dem Kreistag vor Ablauf der aktuellen Legislatur vorgestellt wer-
den. 
 
Dabei sind insbesondere folgende Aspekte zu prüfen: 
 

1. Vergaberechtliche Möglichkeiten zur Einrichtung von Rahmenvereinbarungen mit 
geeigneten Anbietern von Gebäuden in Holzmodulbauweise. 

 
2. Zeitliche Vorteile der Holzmodulbauweise im Vergleich zu herkömmlichen Bauverfahren, 

insbesondere bei kurzfristig entstehendem Raumbedarf. 
 

3. Kostenstrukturen und mögliche Einsparpotenziale durch standardisierte 
Rahmenvereinbarungen. 

 
4. Ökologische Vorteile, etwa durch CO₂-Bindung, Ressourcenschonung und 

Recyclingfähigkeit der eingesetzten Materialien. 
 

5. Qualitäts- und Flexibilitätsaspekte, z. B. Möglichkeiten zur späteren Erweiterung oder 
Versetzung von Modulen. 

 
6. Beschreibung aller Projekte in einer kurzen Übersicht, die der Kreis schon über diese 

Bauweise hat erstellen lassen. 
 

7. Erfahrungen anderer Landkreise und Kommunen in Hessen und benachbarten 
Bundesländern mit entsprechenden Vereinbarungen. 
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Begründung: 

 

Der Kreis steht in den kommenden Jahren vor erheblichen Investitionen in den Schulbau. Aufgrund 
steigender Schülerzahlen, notwendiger Sanierungen und der Herausforderung, kurzfristig zusätzliche 
Kapazitäten zu schaffen, sind innovative und effiziente Bauverfahren erforderlich. 

Die Holzmodulbauweise bietet hierbei eine Reihe von Vorteilen: kurze Bauzeiten, hohe Flexibilität, 
ökologische Nachhaltigkeit und eine hohe architektonische Qualität. In immer mehr Schulneubauten 
oder Erweiterungen wird diese Form des seriellen Bauens schon durch den Kreis Offenbach einge-
setzt. 

• Darüber hinaus könnten sich möglicherweise durch den Abschluss von Rahmenvereinbarun-
gen wirtschaftliche und rechtliche Vorteile ergeben: 

• Vergaberechtliche Sicherheit: Rahmenverträge ermöglichen es, innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums (z. B. bis zu vier Jahre) Leistungen bei bereits präqualifizierten Unternehmen 
rechtssicher abzurufen, ohne für jedes einzelne Bauvorhaben ein vollständiges Vergabever-
fahren durchführen zu müssen. Dies beschleunigt Prozesse und reduziert rechtliche Risiken. 

• Planungs- und Kostensicherheit: Durch standardisierte Leistungsbeschreibungen und feste 
Preisrahmen können sowohl der Kreis als Auftraggeber als auch die Unternehmen verlässlich 
kalkulieren. Das schützt vor unkalkulierbaren Kostensteigerungen. 

• Wirtschaftlichkeit durch Bündelung: Werden Bedarfe mehrerer Schulen in einer Rahmenver-
einbarung gebündelt, können möglicherweise bessere Konditionen erzielt werden. Gleichzei-
tig profitieren die Bauunternehmen von Planungssicherheit, was zu günstigeren Angeboten 
führen kann. 

• Flexibilität: Rahmenverträge lassen Abrufe in unterschiedlicher Größenordnung zu, sodass 
der Kreis flexibel auf kurzfristig entstehenden Raumbedarf reagieren kann, ohne Zeit durch 
neue Ausschreibungen zu verlieren. 

Durch die Kombination aus ökologischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Vorteilen ist eine Prüfung 
des Instruments Rahmenvereinbarung für den Schulbau im Bereich Holzmodulbauweise sinnvoll und 
notwendig, um dem Kreis eine fundierte Entscheidungsgrundlage für zukünftige Investitionen zu ge-
ben. 

 


